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Verordnung über richter- und 
beamtenrechtliche Zuständigkeiten im Bereich 

der Arbeitsgerichtsbarkeit (RuBZAV) 

Vom 13. September 2001 

Auf Grund des § 15 Abs. 2 und des § 34 Abs. 2 des Arbeitsge­
richtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 
1979 (BGBl. I S. 853, 1036), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge­
setzes vom 30. März 2000 (BGBl. I S. 333) geändert worden 
sind, in Verbindung mit § 1 der Verordnung  zur Übertragung 
von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen im 
Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit und der Sozialgerichtsbar­
keit vom 14. Februar 2000 (GVBl. II S. 58) sowie auf Grund des 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 12. September 1994 (GVBl. I 
S. 406), in Verbindung mit 

1.	 § 24 Abs. 1 Satz 1, § 27 Abs. 1 Satz 4 des Landesbeamten­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Ok­
tober 1999 (GVBl. I S. 446), 

2. 	 § 35 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 7 
Abs. 1 Satz 2 der Richternebentätigkeitsverordnung vom 
10. Mai 1999 (GVBl. II S. 330), § 30 Satz 2, § 31 Abs. 5 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes, § 36 Abs. 3 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes, 

3.	 § 37 Satz 3, § 46 Abs. 5 und § 51 Abs. 5 Satz 1 des  Landes­
beamtengesetzes in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22. November 1996 (GVBl. I S. 322), 

4.	 § 127 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 und § 127 Abs. 4 Satz 2 des Lan­
desbeamtengesetzes in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Richtergesetzes, 

5.	 § 14 Abs. 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in Verbin­
dung mit § 1 Abs. 3 der Ernennungsverordnung vom 
16. April 1997 (GVBl. II S. 224), 

6.	 § 12 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3434), 

7.	 § 9 Abs. 3 der Trennungsgeldverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Juni 1999 (BGBl. I S. 1533) in 
Verbindung mit § 54 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 

8.	 § 3 Abs. 6 Satz 5 der Erholungsurlaubsverordnung vom 
10. Oktober 1994 (GVBl. II S. 908), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 31. März 1999 (GVBl. II S. 256), 

9.	 § 6 Satz 5, § 8 Satz 2 und § 16 Abs. 2 der Sonderurlaubsver­
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. April 
1997 (BGBl. I S. 978) in Verbindung mit § 154 Abs. 2 des 
Landesbeamtengesetzes, 

10. § 11 Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 1 Satz 1, § 18 des Bundesrei­
sekostengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

13. November 1973 (BGBl. I S. 1621) in Verbindung mit 
§ 54 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 

11. § 8 Abs. 1 der Verordnung über die Gewährung von Jubi­
läumszuwendungen an Beamte und Richter des Bundes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 1990 
(BGBl. I S. 487) in Verbindung mit § 45 Abs. 4 des Landes­
beamtengesetzes 

verordnet der Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen: 

§ 1 
Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter 

(1) Zuständig für die richterrechtlichen und beamtenrechtlichen 
Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der 
Richterinnen und Richter sowie der Beamtinnen und Beamten 
ist die Präsidentin oder der Präsident des Landesarbeitsgerichtes 
Brandenburg. Die Präsidentin oder der Präsident ist berechtigt, 
die sich aus Satz 1 ergebenden Befugnisse auf die Direktorinnen 
und Direktoren der Arbeitsgerichte zu übertragen. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landesarbeitsgerich-
tes ist personalaktenführende Stelle für die beim Landesarbeits­
gericht tätigen Beamtinnen und Beamten gemäß § 57 des Lan­
desbeamtengesetzes sowie für sämtliche Richterinnen und 
Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit gemäß § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes in Verbindung mit § 57 des Lan­
desbeamtengesetzes. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, soweit durch Gesetz oder Verordnung 
zwingend eine andere Stelle zuständig ist oder in den §§ 2 bis 5 
dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist. 

§ 2 
Richter- und Beamtenverhältnisse 

Die folgenden, aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung 
der obersten Landesbehörde zustehenden Befugnisse, werden 
der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landesarbeitsgerich­
tes übertragen: 

1.	 Entscheidung über die Versagung von Aussagegenehmigun­
gen (§ 27 des Landesbeamtengesetzes, § 11 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Richtergesetzes); die Entscheidungsbe­
fugnis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
auf die Direktorinnen und Direktoren der Arbeitsgerichte 
übertragen werden, 

2. 	 Entscheidung über das Verbot der Führung der Dienstge­
schäfte (§ 24 des Landesbeamtengesetzes), 

3. 	Nebentätigkeitsangelegenheiten und Untersagungen von 
Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
(§§ 30 bis 34, 36 des Landesbeamtengesetzes, § 35 des Lan­
desbeamtengesetzes in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Satz 2 der 
Richternebentätigkeitsverordnung); die Entscheidungsbe­
fugnis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
auf die Direktorinnen und Direktoren der Arbeitsgerichte 
übertragen werden, 
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4. 	 Zustimmung zur Annahme von Belohnungen und Geschen­
ken (§ 37 des Landesbeamtengesetzes, § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes); die Entscheidungsbefug­
nis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde auf 
die Direktorinnen und Direktoren der Arbeitsgerichte über­
tragen werden, 

5. 	 Ersatz von Sachschäden (§ 46 des Landesbeamtengesetzes, 
§ 11  Abs. 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes), 

6.	 Genehmigung zur Führung der Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) (§ 51 des Landesbeamtenge­
setzes, § 11 Abs. 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes), 

7. 	 Gewährung von Sonderurlaub (§§ 6 Satz 2; 8 Satz 2 der 
Sonderurlaubsverordnung in Verbindung mit § 154 Abs. 2 
des Landesbeamtengesetzes), Entscheidungen gemäß § 16 
Abs. 2 der Sonderurlaubsverordnung in Verbindung mit 
§ 154 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes sowie die Gewäh­
rung von Urlaub gemäß § 3 Abs. 6 Satz 5 der Erholungsur­
laubsverordnung, 

8. 	 Entscheidungen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 1 
Satz 1 und § 18 des Bundesreisekostengesetzes, 

9. 	 Entscheidungen gemäß § 8 Abs. 1 der Verordnung über die 
Gewährung von Jubiläumszuwendungen an Beamte und 
Richter des Bundes, 

10. Entscheidung über die Bewilligung von Trennungsentschä­
digung, 

11. Durchsetzung übergegangener Schadensersatzansprüche 
(§ 56 des Landesbeamtengesetzes,  § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes). 

§ 3 
Ernennung, Entlassung, Versetzung und Abordnung 

(1) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten des 
einfachen, des mittleren und des gehobenen Dienstes wird der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landesarbeitsgerichtes 
für ihren Geschäftsbereich übertragen (§ 1 Abs. 3 der Ernen­
nungsverordnung, §§ 96, 116 des Landesbeamtengesetzes). 

(2) Die Gerichtspräsidentin oder der Gerichtspräsident ist zu-
ständig für die Versetzung und Abordnung der Beamtinnen oder 
Beamten innerhalb des Geschäftsbereiches und für die Erklä­
rung des Einverständnisses zu einer Versetzung oder Abordnung 
in den Landesdienst (§§ 86, 87 und 88 des Landesbeamtenge­
setzes). 

(3) Die Gerichtspräsidentin oder der Gerichtspräsident ent-
scheidet über die Abordnung von Richtern auf Lebenszeit und 
auf Zeit (§ 37 des Deutschen Richtergesetzes). Sie entscheiden 
ferner über die Verwendung der Richter auf Probe (§ 13 des 
Deutschen Richtergesetzes) und der Richter kraft Auftrags (§ 14 
des Deutschen Richtergesetzes) bei den Gerichten des Ge­
schäftsbereiches. 

(4) Die Zuständigkeiten des Landespersonalausschusses, des 
Ministeriums des Innern sowie des Ministeriums der Finanzen 
bleiben unberührt. 

§ 4 
Vorverfahren und Vertretung vor Gerichten 

(1) Die Entscheidung über den Widerspruch einer Richterin 
oder eines Richters, einer Beamtin oder eines Beamten, einer 
Richterin und eines Richters oder einer Beamtin und eines Be­
amten im Ruhestand, einer früheren Richterin und eines frühe­
ren Richters oder einer früheren Beamtin oder eines früheren 
Beamten und der Hinterbliebenen gegen den Erlass oder die Ab­
lehnung eines Verwaltungsaktes, gegen eine Maßnahme der 
Dienstaufsicht (§ 26 des Deutschen Richtergesetzes) oder gegen 
die Ablehnung eines Anspruchs auf eine Leistung wird der Ge­
richtspräsidentin oder dem Gerichtspräsidenten übertragen, so­
weit diese selbst oder ein Gericht des Geschäftsbereiches die mit 
dem Widerspruch angefochtene Entscheidung erlassen hat 
(§ 127 Abs. 3 Nr. 2 des Landesbeamtengesetzes). 

(2) Die Vertretung des Landes vor den Gerichten der allgemei­
nen Verwaltungsgerichtsbarkeit und den Richterdienstgerichten 
wird den in Absatz 1 genannten Stellen übertragen, soweit sie 
über den Widerspruch entschieden haben. Satz 1 ist in Verfahren 
auf einstweiligen Rechtsschutz (§§ 80, 123 der Verwaltungsge­
richtsordnung) entsprechend anzuwenden. 

§ 5 
Sonderzuständigkeit 

(1) Richterrechtliche Entscheidungen über die persönlichen An­
gelegenheiten der Gerichtspräsidentin oder des Gerichtspräsi­
denten werden von dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge­
sundheit und Frauen getroffen, soweit nicht nach dem Gesetz ei­
ne andere Stelle zuständig ist. Satz 1 gilt nicht für die Festset­
zung von Reise- und für die Umzugskostenvergütung und von 
Trennungsentschädigungen sowie für die Bewilligung von Er­
holungsurlaub sowie die Genehmigung von Inlandsdienstrei­
sen. 

(2) Dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frau­
en bleibt die Zustimmung zur Auslandsdienstreise einer Richte­
rin oder eines Richters zur Wahrnehmung eines richterlichen 
Amtsgeschäftes sowie die Entsendung von Richterinnen, Rich­
tern, Beamtinnen und Beamten zu zwischenstaatlichen und 
überstaatlichen Organisationen vorbehalten. 

§ 6 
Übergangsvorschriften 

Soweit vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung andere als die in 
den §§ 1 bis 5 bestimmten Zuständigkeiten bestanden, verbleibt 
es für die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung 
anhängigen Verwaltungsverfahren bei den bisherigen Zustän­
digkeiten. Gleiches gilt hinsichtlich der Zuständigkeit für die 
Vertretung in zu diesem Zeitpunkt bereits anhängigen Rechts­
streitigkeiten. 
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§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung  tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 13. September 2001 

Der Minister für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Frauen 

Alwin Ziel 

Verordnung über richter- und 
beamtenrechtliche Zuständigkeiten im Bereich 

der Sozialgerichtsbarkeit (RuBZSozV) 

Vom 13. September 2001 

Auf Grund des § 9 Abs. 3 Satz 2 und des § 30 Abs. 2 Satz 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535) in Verbindung mit 
§ 2 der Verordnung  zur Übertragung von Ermächtigungen zum 
Erlass von Rechtsverordnungen im Bereich der Arbeitsgerichts­
barkeit und der Sozialgerichtsbarkeit vom 14. Februar 2000 
(GVBl. II S. 58) und § 5 Abs. 2 Satz 1 des Landesorganisations­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Septem­
ber 1994 (GVBl. I S. 406), in Verbindung mit 

1.	 § 24 Abs. 1 Satz 1, § 27 Abs. 1 Satz 4 des Landesbeamten­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Ok­
tober 1999 (GVBl. I S. 446), 

2. 	 § 35 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 7 
Abs. 1 Satz 2 der Richternebentätigkeitsverordnung vom 
10. Mai 1999 (GVBl. II S. 330), § 30 Satz 2, § 31 Abs. 5 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes, § 36 Abs. 3 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes, 

3.	 § 37 Satz 3, § 46 Abs. 5 und § 51 Abs. 5 Satz 1 des  Landes­
beamtengesetzes in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22. November 1996 (GVBl. I S. 322), 

4.	 § 127 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 und § 127 Abs. 4 Satz 2 des Lan­
desbeamtengesetzes in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Richtergesetzes, 

5.	 § 14 Abs. 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in Verbin­
dung mit § 1 Abs. 3 der Ernennungsverordnung vom 
16. April 1997 (GVBl. II S. 224), 

6.	 § 12 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3434), 

7.	 § 9 Abs. 3 der Trennungsgeldverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Juni 1999 (BGBl. I S. 1533) in 
Verbindung mit § 54 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 

8.	 § 3 Abs. 6 Satz 5 der Erholungsurlaubsverordnung vom 
10. Oktober 1994 (GVBl. II S. 908), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 31. März 1999 (GVBl. II S. 256), 

9. 	 § 6 Satz 5, § 8 Satz 2 und § 16 Abs. 2 der Sonderurlaubsver­
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. April 
1997 (BGBl. I S. 978) in Verbindung mit § 154 Abs. 2 des 
Landesbeamtengesetzes, 

10. § 11 Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 1 Satz 1, § 18 des Bundesrei­
sekostengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. November 1973 (BGBl. I S. 1621) in Verbindung mit 
§ 54 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 

11. § 8 Abs. 1 der Verordnung über die Gewährung von Jubi­
läumszuwendungen an Beamte und Richter des Bundes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 1990 
(BGBl. I S. 487) in Verbindung mit § 45 Abs. 4 des Landes­
beamtengesetzes 

verordnet der Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen: 

§ 1 
Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter 

(1) Zuständig für die richterrechtlichen und beamtenrechtlichen 
Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der 
Richterinnen und Richter sowie der Beamtinnen und Beamten 
ist die Präsidentin oder der Präsident des Landessozialgerichtes 
für das Land Brandenburg. Die Präsidentin oder der Präsident 
ist berechtigt, die sich aus Satz 1 ergebenden Befugnisse auf die 
Direktorinnen und Direktoren der Sozialgerichte zu übertragen. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landessozialgerichtes
ist personalaktenführende Stelle für die beim Landessozialge­
richt tätigen Beamtinnen und Beamten gemäß § 57 des Landes­
beamtengesetzes sowie für sämtliche Richterinnen und Richter 
der Sozialgerichtsbarkeit gemäß § 11 Abs. 1 des Brandenburgi­
schen Richtergesetzes in Verbindung mit § 57 des Landesbeam­
tengesetzes. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, soweit durch Gesetz oder Verordnung 
zwingend eine andere Stelle zuständig ist oder in den §§ 2 bis 5 
dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist. 

§ 2 
Richter- und Beamtenverhältnisse 

Die folgenden, aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung 
der obersten Landesbehörde zustehenden Befugnisse, werden 
der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landessozialgerichtes 
übertragen: 

1.	 Entscheidung über die Versagung von Aussagegenehmigun­
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gen (§ 27 des Landesbeamtengesetzes, § 11 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Richtergesetzes); die Entscheidungsbe­
fugnis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
auf die Direktorinnen und Direktoren der Sozialgerichte 
übertragen werden, 

2. 	 Entscheidung über das Verbot der Führung der Dienstge­
schäfte (§ 24 des Landesbeamtengesetzes), 

3.	 Nebentätigkeitsangelegenheiten und Untersagungen von 
Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
(§§ 30 bis 34, 36 des Landesbeamtengesetzes, § 35 des Lan­
desbeamtengesetzes in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Satz 2 der 
Richternebentätigkeitsverordnung); die Entscheidungsbe­
fugnis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
auf die Direktorinnen und Direktoren der Sozialgerichte 
übertragen werden, 

4.	 Zustimmung zur Annahme von Belohnungen und Geschen­
ken (§ 37 des Landesbeamtengesetzes, § 11 Abs. 1 des Bran­
denburgischen Richtergesetzes); die Entscheidungsbefug­
nis kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde auf 
die Direktorinnen und Direktoren der Sozialgerichte über­
tragen werden, 

5.	 Ersatz von Sachschäden (§ 46 des Landesbeamtengesetzes, 
§ 11 Abs. 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes), 

6. 	 Genehmigung zur Führung der Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) (§ 51 des Landesbeamtenge­
setzes, § 11 Abs. 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes), 

7. 	 Gewährung von Sonderurlaub (§§ 6 Satz 2; 8 Satz 2 der 
Sonderurlaubsverordnung in Verbindung mit § 154 Abs. 2 
des Landesbeamtengesetzes), Entscheidungen gemäß § 16 
Abs. 2 der Sonderurlaubsverordnung in Verbindung mit 
§ 154 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes sowie die Gewäh­
rung von Urlaub gemäß § 3 Abs. 6 Satz 5 der Erholungsur­
laubsverordnung, 

8.	 Entscheidungen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1, § 17 Abs. 1 
Satz 1 und § 18 des Bundesreisekostengesetzes, 

9. 	 Entscheidungen gemäß § 8 Abs. 1 der Verordnung über die 
Gewährung von Jubiläumszuwendungen an Beamte und 
Richter des Bundes, 

10. Entscheidung über die Bewilligung von Trennungsentschä­
digung, 

11. Durchsetzung übergegangener Schadensersatzansprüche 
(§ 56 des Landesbeamtengesetzes,  § 11 Abs. 1 des  Bran­
denburgischen Richtergesetzes). 

§ 3 
Ernennung, Entlassung, Versetzung und Abordnung 

(1) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten des 
einfachen, des mittleren und des gehobenen Dienstes wird der 

Präsidentin oder dem Präsidenten des Landessozialgerichtes für 
ihren Geschäftsbereich übertragen (§1 Abs. 3 der Ernennungs­
verordnung, §§ 96, 116 des Landesbeamtengesetzes). 

(2) Die Gerichtspräsidentin oder der Gerichtspräsident ist zu-
ständig für die Versetzung und Abordnung der Beamtinnen und 
Beamten innerhalb des Geschäftsbereiches und für die Erklä­
rung des Einverständnisses zu einer Versetzung oder Abordnung 
in den Landesdienst (§§ 86, 87 und 88 des Landesbeamtenge­
setzes). 

(3) Die Gerichtspräsidentin oder der Gerichtspräsident ent-
scheidet ferner über die Abordnung von Richterinnen und Rich­
tern auf Lebenszeit und auf Zeit (§ 37 des Deutschen Richterge­
setzes). Sie entscheiden ferner über die Verwendung der Richter 
auf Probe (§ 13 des Deutschen Richtergesetzes) und der Richter 
kraft Auftrags (§ 14 des Deutschen Richtergesetzes) bei den Ge­
richten des Geschäftsbereiches. 

(4) Die Zuständigkeiten des Landespersonalausschusses, des 
Ministeriums des Innern sowie des Ministeriums der Finanzen 
bleiben unberührt. 

§ 4 
Vorverfahren und Vertretung vor Gerichten 

(1) Die Entscheidung über den Widerspruch einer Richterin 
oder eines Richters, einer Beamtin oder eines Beamten, einer 
Richterin und eines Richters oder einer Beamtin und eines Be­
amten im Ruhestand, einer früheren Richterin und eines frühe­
ren Richters oder einer früheren Beamtin oder eines früheren 
Beamten und der Hinterbliebenen gegen den Erlass oder die Ab­
lehnung eines Verwaltungsaktes, gegen eine Maßnahme der 
Dienstaufsicht (§ 26 des Deutschen Richtergesetzes) oder gegen 
die Ablehnung eines Anspruchs auf eine Leistung wird der Ge­
richtspräsidentin oder dem Gerichtspräsidenten übertragen, so­
weit diese selbst oder ein Gericht des Geschäftsbereiches die mit 
dem Widerspruch angefochtene Entscheidung erlassen hat 
(§ 127 Abs. 3 Nr. 2 des Landesbeamtengesetzes). 

(2) Die Vertretung des Landes vor den Gerichten der allgemei­
nen Verwaltungsgerichtsbarkeit und den Richterdienstgerichten 
wird den in Absatz 1 genannten Stellen übertragen, soweit sie 
über den Widerspruch entschieden haben. Satz 1 ist in Verfahren 
auf einstweiligen Rechtsschutz (§§ 80, 123 der Verwaltungsge­
richtsordnung) entsprechend anzuwenden. 

§ 5 
Sonderzuständigkeit 

(1) Richterrechtliche Entscheidungen über die persönlichen An­
gelegenheiten der Gerichtspräsidentin oder des Gerichtspräsi­
denten werden von dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge­
sundheit und Frauen getroffen, soweit nicht nach dem Gesetz ei­
ne andere Stelle zuständig ist. Satz 1 gilt nicht für die Festsetzung 
von Reise- und für die Umzugskostenvergütung und von Tren­
nungsentschädigungen sowie für die Bewilligung von Erho­
lungsurlaub sowie die Genehmigung von Inlandsdienstreisen. 
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(2) Dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frau­
en bleibt die Zustimmung zur Auslandsdienstreise einer Richte­
rin oder eines Richters zur Wahrnehmung eines richterlichen 
Amtsgeschäftes sowie die Entsendung von Richterinnen, Rich­
tern, Beamtinnen und Beamten zu zwischenstaatlichen und 
überstaatlichen Organisationen vorbehalten. 

§ 6 
Übergangsvorschriften 

Soweit vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung andere als die in 
den §§ 1 bis 5 bestimmten Zuständigkeiten bestanden, verbleibt 
es für die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung 
anhängigen Verwaltungsverfahren bei den bisherigen Zustän­
digkeiten. Gleiches gilt hinsichtlich der Zuständigkeit für die 
Vertretung in zu diesem Zeitpunkt bereits anhängigen Rechts­
streitigkeiten. 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 13. September 2001 

Der Minister für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Frauen 

Alwin Ziel 

Verordnung zur Änderung der 
Verkaufsstellengebührenordnung 

Vom 4. Oktober 2001 

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Gebührengesetzes für das Land 
Brandenburg vom 18. Oktober 1991 (GVBl. S. 452) verordnet 
der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und  Raumord­
nung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der 
Ministerin der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Verkaufsstellengebührenordnung vom 31. August 2000 
(GVBl. II S. 346) wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1.	 In Absatz 1 wird die Angabe „3 DM“ durch die Angabe 
„1,53 EUR“ ersetzt. 

2.	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

3.	 Der Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Potsdam, den 4. Oktober 2001 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Verordnung über das 
leistungsabhängige Aufsteigen 

in den Grundgehaltsstufen im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Leistungsstufenverordnung -

BbgLStV) 

Vom 12. Oktober 2001 

Auf Grund des § 27 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3434) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Das Aufsteigen in den Stufen des Grundgehalts der Besol­
dungsordnung A bestimmt sich nach dem Besoldungsdienstal­
ter und der Leistung (§ 27 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbesoldungs­
gesetzes). 

(2) Diese Verordnung regelt das leistungsabhängige Aufsteigen 
und das Verbleiben in den Grundgehaltsstufen bei Beamten in 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A im Geltungsbe­
reich des Landesbeamtengesetzes. Sie gilt nicht für Beamte in 
der Probezeit und für Beamte auf Zeit. 

(3) Die in dieser Verordnung verwendeten Status- und Funk­
tionsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer. 

§ 2 
Leistungsstufe 

(1) Die nächsthöhere Stufe des Grundgehalts kann vorzeitig als 
Grundgehalt festgesetzt werden (Leistungsstufe), wenn der Be­
amte dauerhaft herausragende Gesamtleistungen erbringt und 
zu erwarten ist, dass dies auch in Zukunft der Fall sein wird. 
Durch eine dauerhaft herausragende Leistung entsteht kein An­
spruch auf die Gewährung einer Leistungsstufe. 
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(2) Eine Leistungsstufe kann frühestens nach Ablauf der Hälfte 
des regelmäßigen zeitlichen Abstandes bis zum Erreichen der 
nächsthöheren Stufe (§ 27 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset­
zes) festgesetzt werden. Nach Ablauf der Zeit, um den die Erhö­
hung des Grundgehalts vorgezogen worden ist, bestimmt sich 
die weitere Zuordnung zu den Stufen wieder nach dem Besol­
dungsdienstalter und der Leistung. Die Festsetzung einer Leis­
tungsstufe ist unwiderruflich. 

(3) Das höhere Grundgehalt wird von dem auf die Entscheidung 
über die Gewährung einer Leistungsstufe folgenden Monat an 
gewährt. 

(4) Nach der Verleihung eines Amtes mit höherem Endgrundge­
halt soll in den folgenden zwölf Monaten eine Leistungsstufe 
nicht gewährt werden. 

§ 3 
Verbleiben in der Stufe 

(1) Der Beamte verbleibt in der bisherigen Stufe des Grundge­
halts, wenn und solange seine Gesamtleistungen den mit seinem 
Amt verbundenen durchschnittlichen Anforderungen nicht ge­
nügen (Aufstiegshemmung). 

(2) Verbleibt der Beamte in seiner bisherigen Stufe, so ist in 
halbjährlichen Abständen, beginnend mit dem Wirksamwerden 
der Maßnahme, zu prüfen, ob die Gesamtleistungen inzwischen 
den mit seinem Amt verbundenen durchschnittlichen Anforde­
rungen genügen. In diesem Fall ist er vom ersten Tag des auf die 
erneute Leistungsfeststellung folgenden Monats an der nächst­
höheren Stufe zugeordnet. Eine darüberliegende Stufe bis zu der 
Stufe, in der er sich ohne die Hemmung des Aufstiegs befinden 
würde, kann jeweils frühestens nach Ablauf eines Jahres auf­
grund erneuter Leistungsfeststellung erreicht werden, wenn 
auch in diesem Zeitraum anforderungsgerechte Leistungen er­
bracht worden sind. 

§ 4 
Leistungsfeststellung 

(1) Die Leistungsstufe wird auf der Grundlage einer aktuellen 
Leistungsfeststellung, die die dauerhaft herausragenden Ge­
samtleistungen darstellt, oder der letzten dienstlichen Beurtei­
lung festgesetzt; eine Leistungsstufe soll jedoch nicht aufgrund 
einer dienstlichen Beurteilung festgesetzt werden, die bereits 
Grundlage einer Verleihung eines Amtes mit höherem End­
grundgehalt war. Die aktuelle Leistungsfeststellung kann auf 
diejenigen Beamten beschränkt werden, bei denen tatsächliche 
Anhaltspunkte bestehen, dass sie dauerhaft herausragende Ge­
samtleistungen erbringen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Feststellung des Verblei­
bens des Beamten in der bisherigen Stufe (§ 3 Abs. 1) mit der 
Maßgabe, dass eine Aktualisierung vorzunehmen ist, wenn die 
dienstliche Beurteilung oder die gesonderte Leistungsfeststel­
lung älter als zwölf Monate ist. Es können nur Minderungen der 
Leistungen berücksichtigt werden, auf die der Beamte vor der 
Feststellung hingewiesen worden ist und für deren Beseitigung 
ihm eine angemessene Frist eingeräumt wurde. 

§ 5 
Zahl der Empfänger 

(1) Leistungsstufen können an insgesamt höchstens 10 vom 
Hundert der Beamten der Besoldungsordnung A im Bereich des 
jeweiligen Dienstherrn gewährt werden, die das Endgrundge­
halt noch nicht erreicht haben; maßgebend ist die Zahl der vor­
handenen Beamten am 1. Januar des Kalenderjahres. Die Ent­
scheidungsberechtigten nach § 6 Abs. 1 können Leistungsstufen 
an jeweils bis zu 10 vom Hundert der ihnen unterstellten Beam­
ten vergeben; dabei darf die nach Satz 1 insgesamt für den Be­
reich des Dienstherrn geltende Zahl der Empfänger nicht über­
schritten werden. 

(2) Bei der Vergabe sollen alle Laufbahngruppen berücksichtigt 
werden. 

(3) Bei Dienstherren mit weniger als zehn Beamten im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 kann abweichend von Absatz 1 in jedem 
Kalenderjahr einem Beamten eine Leistungsstufe gewährt wer­
den. 

(4) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 sind die 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten zu beachten. 

§ 6 
Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Die Entscheidung über die Festsetzung einer Leistungsstufe 
und über die Feststellung des Verbleibens in der bisherigen Stufe 
trifft der Dienstvorgesetzte; die übrigen Vorgesetzten des Beam­
ten sind zu beteiligen. Bei obersten Landesbehörden können die 
Befugnisse nach Satz 1 auf andere Stellen übertragen werden. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 Satz 1 ist dem Beamten 
schriftlich mitzuteilen. Widerspruch und Anfechtungsklage ha­
ben keine aufschiebende Wirkung (§ 27 Abs. 4 Satz 4 des 
Bundesbesoldungsgesetzes). 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in  Kraft. 

Potsdam, den 12. Oktober 2001 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Manfred Stolpe 

Die Ministerin der Finanzen 

Dagmar Ziegler 
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Verordnung über die 
Gewährung von Prämien und Zulagen 

für besondere Leistungen im Land Brandenburg 
(Brandenburgische Leistungsprämien- und 

-zulagenverordnung - BbgLPZV) 

Vom 12. Oktober 2001 

Auf Grund des § 42a Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3434) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Gewährung von Leistungsprämien 
und Leistungszulagen an Beamte in Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung A im Geltungsbereich des Landesbeam­
tengesetzes. Sie gilt nicht für Beamte in der Probezeit und 
für Beamte auf Zeit. Die in dieser Verordnung verwendeten 
Status- und Funktionsbezeichnungen gelten für Frauen und 
Männer. 

§ 2 
Allgemeines 

(1) Eine Leistungsprämie oder Leistungszulage kann gewährt 
werden, wenn der Beamte herausragende besondere Leistungen 
erbringt oder erbracht hat. Erfüllt eine Gruppe mehrerer Be­
diensteter insgesamt die Voraussetzungen nach Satz 1, so kann 
jeder Beamte als Gruppenmitglied eine Leistungsprämie oder 
Leistungszulage erhalten, wenn festgestellt wird, dass er an der 
Erstellung des Arbeitsergebnisses der Gruppe wesentlich betei­
ligt war oder ist. Leistungsprämien und Leistungszulagen im 
Sinne des Satzes 2 werden zusammen höchstens bis zu den in 
§§ 3 Abs. 2 Satz 1, 4 Abs. 2 Satz 1 genannten Beträgen gewährt; 
maßgeblich ist die höchste Besoldungsgruppe der an der Leis­
tung wesentlich beteiligten Beamten. Sie gelten zusammen als 
eine Leistungsprämie oder Leistungszulage im Sinne des § 5 
Abs. 1 Satz 1. 

(2) Die Gewährung einer Leistungsprämie oder einer Leistungs­
zulage und die Festsetzung einer Leistungsstufe nach der Bran­
denburgischen Leistungsstufenverordnung dürfen nicht mit 
demselben Sachverhalt begründet werden. Leistungsprämien 
und Leistungszulagen können nicht gewährt werden, wenn der 
Beamte für die besondere Leistung eine Zulage nach § 46 des 
Bundesbesoldungsgesetzes, eine Vergütung gemäß § 48 des 
Bundesbesoldungsgesetzes oder § 49 des Bundesbesoldungsge­
setzes oder eine andere erfolgsabhängige Leistung erhält. 

(3) Leistungsprämien und Leistungszulagen können nur im
Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Regelungen gewährt 
werden. Durch eine herausragende besondere Leistung entsteht 
kein Anspruch auf die Gewährung. 

(4) Leistungsprämien und Leistungszulagen sind nicht ruhege­
haltfähig. Sie gehören nicht zu den Bezügen im Sinne des § 6 

Abs. 1 des Sonderzuwendungsgesetzes und sind auf Überlei­
tungs- und Ausgleichszulagen nicht anzurechnen. 

§ 3 
Leistungsprämie 

(1) Die Gewährung von Leistungsprämien dient insbesondere 
der Anerkennung herausragender Einzelleistungen; sie soll in 
engem zeitlichen Zusammenhang mit der besonderen Leistung 
stehen. 

(2) Die Leistungsprämie wird in einem Einmalbetrag bis zur
Höhe des Anfangsgrundgehalts der Besoldungsgruppe gewährt, 
der der Beamte zum Zeitpunkt der Entscheidung angehört. Die 
Höhe der Leistungsprämie ist nach dem Grad der besonderen 
Leistung zu bemessen. Bei teilzeitbeschäftigten Beamten ist das 
entsprechend § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes geminderte 
Anfangsgrundgehalt maßgebend. 

(3) Mehrere Leistungsprämien dürfen an einen Beamten inner-
halb eines Jahres insgesamt nur bis zur Höhe des Anfangs­
grundgehalts gemäß Absatz 2 gewährt werden. 

§ 4 
Leistungszulage 

(1) Die Gewährung einer monatlichen Leistungszulage dient 
der Anerkennung einer über einen längeren Zeitraum von min­
destens drei Monaten erbrachten und auch weiterhin zu erwar­
tenden herausragenden besonderen Leistung sowie dem Anreiz, 
diese Leistung auch weiterhin zu erbringen. 

(2) Die Leistungszulage beträgt höchstens 7 vom Hundert des 
Anfangsgrundgehalts der Besoldungsgruppe des Beamten im 
Zeitpunkt der Entscheidung. § 3 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entspre­
chend. Die Leistungszulage wird von dem auf die Leistungsfest­
stellung folgenden Monat an monatlich nachträglich zusammen 
mit den Dienstbezügen gezahlt, längstens jedoch für ein Jahr. Sie 
kann bis zu drei Monate rückwirkend gewährt werden. 

(3) Die Neubewilligung einer Leistungszulage ist frühestens ein 
Jahr nach Ablauf des Gewährungszeitraums zulässig. Die Jah­
resfrist gilt auch nach der Gewährung einer Leistungsprämie. 

(4) Die Gewährung einer Leistungszulage ist bei erheblichem 
Leistungsabfall für die Zukunft zu widerrufen; für die Leis­
tungsfeststellung gilt § 6 Abs. 2 sinngemäß. Die Zahlung der 
Leistungszulage endet bei Ausscheiden aus der bisherigen Ver­
wendung, durch einen Wechsel der Verwendung oder durch Zei­
ten ohne Anspruch auf Dienstbezüge. Bei zusammenhängender, 
mehr als sechs Wochen andauernder Abwesenheit vom Dienst 
endet die Zahlung der Leistungszulage rückwirkend zum ersten 
Tag der Abwesenheit. 

§ 5 
Zahl der Empfänger 

(1) Leistungsprämien und Leistungszulagen dürfen in einem
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Kalenderjahr an insgesamt höchstens 10 vom Hundert der Be­
amten in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A im 
Bereich eines Dienstherrn gewährt werden. Die Entschei­
dungsberechtigten nach § 6 Abs. 1 können Leistungsprämien 
und Leistungszulagen an jeweils bis zu 10 vom Hundert der ih­
nen unterstellten Beamten in Besoldungsgruppen der Besol­
dungsordnung A gewähren; dabei darf die nach Satz 1 insge­
samt für den Bereich des Dienstherrn geltende Zahl der Emp­
fänger nicht überschritten werden. Maßgebend ist die Zahl der 
vorhandenen Beamten am 1. Januar des Kalenderjahres. Bei 
der Vergabe sollen alle Laufbahngruppen berücksichtigt wer­
den. 

(2) Bei Dienstherren mit weniger als zehn Beamten in Besol­
dungsgruppen der Besoldungsordnung A kann abweichend von 
Absatz 1 in jedem Kalenderjahr einem Beamten eine Leistungs­
prämie oder Leistungszulage gewährt werden. 

§ 6 
Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Die Entscheidung über die Gewährung von Leistungsprä­
mien und über die Gewährung und den Widerruf von Leistungs­
zulagen trifft der Dienstvorgesetzte; die übrigen Vorgesetzten 
des Beamten sind zu beteiligen. Bei obersten Landesbehörden 
können die Befugnisse nach Satz 1 auf andere Stellen übertra­
gen werden. 

(2) Die Begründung für die Gewährung einer Leistungsprämie 
oder -zulage ist aktenkundig zu machen; dabei ist die herausra­
gende besondere Leistung im Einzelnen darzustellen. 

(3) Die Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 sind dem Beamten 
schriftlich mitzuteilen. 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Potsdam, den 12. Oktober 2001 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Manfred Stolpe 

Die Ministerin der Finanzen 

Dagmar Ziegler 

Verordnung zur Bestimmung der Zuständigkeiten 
nach dem Psychotherapeutengesetz 

(PsychThGZV) 

Vom 19. Oktober 2001 

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Satz 2 des Landesorganisationsgeset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. September 
1994 (GVBl. I S. 406) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 

Zuständige Behörde im Sinne des § 10 des Psychotherapeuten­
gesetzes, der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Psychologische Psychotherapeuten und der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Kinder- und Jugendlichenpsychothera­
peuten ist das Landesamt für Soziales und Versorgung. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Bestimmung der Zustän­
digkeiten nach § 10 des Psychotherapeutengesetzes vom 
26. November 1998 (GVBl. II S. 643) außer Kraft. 

Potsdam, den 19. Oktober 2001 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Manfred Stolpe 

Der Minister für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Frauen 

Alwin Ziel 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

„Fürstenberger Wald- und Seengebiet“ 

Vom 22. Oktober 2001 

Auf Grund  des § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208) verordnet der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Fürstenber­
ger Wald- und Seengebiet“ vom 28. September 1999 (GVBl. II 
S. 566) wird wie folgt geändert: 

1.	 § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird die Angabe „rund 45 635 Hektar“ durch die 
Angabe „rund 45 633 Hektar“ ersetzt. 

2. 	 Die Fläche, die in den Anlagen zu dieser Verordnung (topo­
grafische Karte im Maßstab 1 : 25 000, Flurkarte 1 : 5 000 
mit Ausschnitt 1 : 1 250) schraffiert dargestellt ist, wird aus 
dem Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebietes ausge­
gliedert. Maßgebend für den neuen Grenzverlauf ist der in­
nere Rand der in der Flurkarte eingetragenen Linie. Die 

Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die Verordnung 
mit ihren Karten kann beim Ministerium für Landwirt­
schaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Oberhavel, untere Naturschutzbehörde, 
während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

Artikel 2 

Die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes kann gegen diese Verord­
nung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Verkündung gel­
tend gemacht werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 22. Oktober 2001 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Naturschutzgebiet 

„Großer Stechlin-, Nehmitz- und 
Großer Krukowsee“ 

Vom 22. Oktober 2001 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208) verordnet der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Großer Stechlin-, 
Nehmitz- und Großer Krukowsee“ vom 6. Mai 1938 (durch den 
Regierungspräsidenten als höhere Naturschutzbehörde unter 
Naturschutz gestellt) wird wie folgt geändert: 

1.	 § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird die Angabe „rund 1 774 ha“ durch die Anga­
be „rund 1 772 ha“  ersetzt. 

2.	 Die Fläche, die in den Anlagen zu dieser Verordnung (topo­
grafische Karte im Maßstab 1 : 10 000, Flurkarte im Maß­
stab 1 : 5 000 mit Ausschnitt 1 : 1 250) schraffiert dargestellt 
ist, wird aus dem Geltungsbereich des Naturschutzgebietes 
ausgegliedert. Maßgebend für den neuen Grenzverlauf ist 

der innere Rand der in der Flurkarte eingetragenen Linie. 
Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die Verord­
nung mit ihren Karten kann beim Ministerium für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam so­
wie beim Landkreis Oberhavel, untere Naturschutzbehörde, 
während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

Artikel 2 

Die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes kann gegen diese Verord­
nung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Verkündung gel­
tend gemacht werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 22. Oktober 2001 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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